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			Massiver Protest gegen CFK

			Demonstrationen im ganzen Land / Große Unzufriedenheit
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			Tausende Menschen zogen durch die Innenstadt von Buenos Aires. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/jea) - Am Donnerstagabend fand erneut eine massive Volkskundgebung statt, dieses mal schätzungsweise mit mehr Beteiligung als am 13. September und 8. November des Vorjahres. Kurz nach 20 Uhr war die Plaza de Mayo gestopft voll, aber auch die “9 de Julio” wies eine beeindruckende Menschenmenge auf. Ebenfalls waren viele Menschen vor dem Kongress, dem Justizpalast, dann an der Callao und Santa Fé, bei Cabildo und Juramento, Acoyte und Rivadavia, in den Vororten, besonders vor der Residenz der Präsidentin in Olivos, und auch in Städten des Landesinneren zu sehen. Insgesamt sollen es um die anderthalb Millionen Menschen gewesen sein. Doch auch eine Million, die es sicher waren, wäre schon viel.

			Obwohl auch dieses Mal die Einberufung über die sozialen Internet-Netze erfolgte, waren auch viele Oppositionspolitiker dabei, denen hier eine besonders gute Gelegenheit geboten wurde, öffentlich aufzutreten und sich mit den Teilnehmern zu unterhalten. Auch wenn diese Politiker verschiedenen Parteien angehören, gab es hier keinen Konflikt unter ihnen. Denn die Themen, die aufgebracht wurden, werden von allen unterstützt.

			Das Problem der Sicherheit trat erneut auf. Die Bevölkerung fordert von der Regierung, dass sie Verbrecher und Drogenhändler effektiv bekämpft, und diesen Wunsch teilen die Politiker, wohl auch solche der Regierungspartei. Wie das getan werden soll, ist eine andere Angelegenheit. 

			Es kamen auch neue Themen auf, die die vorangehenden Male nur beiläufig erwähnt worden waren. An erster Stelle die Justizreform, die zur gleichen Zeit im Parlament behandelt wurde, wobei eine intensive Diskussion in den Medien aufgekommen ist, die das Thema dem Massenpublikum nahe gebracht hat. Allgemein äußerten sich die Teilnehmer gegen die Reform. Man hat den Endruck, dass viele Leute begriffen haben, dass es dabei nicht um „Demokratisierung“ geht, wie es die Regierung behauptet, sondern um direkte Beeinflussung der Justiz durch die Präsidentin. Einige Personen äußerten sich konkret über die Notwendigkeit der Gewaltenteilung und der Erhaltung des republikanischen Systems. Unterschwellig kam dabei die Ablehnung der totalitären Tendenzen zum Ausdruck, die bei der Regierung immer stärker auftreten. 

			Die Korruption trat auch stark in den Vordergrund. Dabei spielte der Umstand eine große Rolle, dass der Journalist Jorge Lanata am vorigen Sonntag in seinem Fernsehprogramm einen Riesenskandal aufgedeckt hatte, der besonders den Kirchner-Freund Lázaro Báez betraf, der vom Chauffeur, der er vorher war, unter Néstor Kichner zum Großunternehmer aufgestiegen ist, und mit seiner Firma Austral große Bauaufträge in der Provinz Santa Cruz erhalten hat. Dabei sollen phänomenale Überpreise gezahlt worden sein, von denen ein Teil angeblich in Euroscheinen ins Ausland geschafft wurde. All das wird jetzt untersucht, von Richtern und auch vom Steueramt. 

			Die argentinische Wirtschaft stagniert seit über einem Jahr, und die Inflation bleibt bei etwa 25 Prozent jährlich. Die Gesellschaft spürt dies, auch in Form einer geringeren Nachfrage nach Arbeitskräften, und stellt sofort einen Zusammenhang mit der Korruption her. Was die Kirchners und ihre Freunde stehlen, das fehlt uns, denken die Leute. Gewiss hat die Stagnation tiefere Ursachen, aber das ist für die meisten Menschen schwer verständlich. Die Korruption wird für ungenügende Pensionen, soziale Missstände und auch für das Fehlen von öffentlichen Investitionen zur Verhütung von Überschwemmungen, wie die jüngste in La Plata, oder von Mitteln für die Instandhaltung von Eisenbahnen für den Personenverkehr in Zusammenhang gebracht. Die Erinnerung an den Unfall am Once-Bahnhof, bei dem 51 Menschen umkamen, kam dabei auf. Solange die Wirtschaft stark wuchs, machten sich die meisten Menschen keine große Sorge über die Korruption. Das hat sich jetzt geändert.

			Die Kundgebungen spiegeln eine miese Stimmung gegenüber der Regierung wider. Wie weit dies dann auch in den Oktoberwahlen zum Ausdruck kommt, sei vorerst dahingestellt. Man kann davon ausgehen, dass die 54% für Cristina vom Oktober 2011 jetzt geschrumpft sind. Aber es macht einen entscheidenden Unterschied aus, ob es jetzt 30% oder 40% sind. Bei einer schlechten Wahl wäre sie dann politisch geschwächt, was die US-Amerikaner als “Lame Duck” (lahme Ente) bezeichnen. Und das wäre für sie und ihre Anhänger verhängnisvoll.
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			„Land voller Potenziale“

			Hessischer Ministerpräsident Bouffier in Buenos Aires

			[image: unterzeichnung.jpg]

			Vertragsunterzeichnung: (sitzend v.l.) Dr. Ralf Steinmetz (TU Darmstadt), Javier Días (Uni La Plata), (stehend v.l.) Volker Bouffier, Botschafter Bernhard Graf von Waldersee und Alejandro Ceccatto (Wissenschaftsstaatssekretär). (Foto: mc)

			Buenos Aires (mc/dpa) - „Wir sind im Land, um Kontakte zu intensivieren“, so beschreibt Hessens Ministerpräsident Volker Bouffier (CDU) die Ziele der Delegationsreise nach Argentinien. An der Seite des Landesvaters waren Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft an den Río de la Plata gekommen, um für Austausch und Geschäfte mit dem Bundesland in der Mitte Deutschlands zu werben. Höhepunkt des Besuchs waren Abkommen zur wissenschaftlichen Zusammenarbeit, die am Montag in der deutschen Botschaft unterzeichnet wurden.

			Bouffier sprach von „intensiven und offenen Gesprächen“, die die Hessen in Buenos Aires geführt hätten. Sei es mit Argentiniens Außenminister Héctor Timerman, Erziehungsminister Alberto Sileoni oder Staatssekretär Adrián Cosentino im Wirtschaftsministerium. Doch bei aller „Grundsympathie“, die den Deutschen entgegengebracht worden sei, habe man auch kritische Punkte nicht ausgespart. So klang denn durch, dass die Importbeschränkungen, die die argentinische Regierung derzeit verhängt, den gegenseitigen Handel erschwerten. Zwar müsse man respektieren, dass jedes Land seinen eigenen Weg gehe, so Bouffier. Doch letztlich sei „der freie Welthandel ohne unnötig viel Bürokratie der Schlüssel zur Zukunft“. Bei den Gesprächen ging es auch um die ungelöste Frage der argentinischen Auslandsschulden beim Pariser Klub. 

			Gegenüber dem Tageblatt äußerte der Ministerpräsident zwar ein grundsätzliches Verständnis für den Wunsch der argentinischen Seite nach ausgeglichenen Handelsbilanzen mit dem jeweiligen Partner. Doch dürfte dies nicht zu der Form von Tauschgeschäften führen, die zuletzt zu verzeichnen waren. „Das ist nicht der richtige Weg“, meinte der Ministerpräsident. 

			Bouffier machte deutlich, dass den hessischen Unternehmen vor allem an verlässlichen Rahmenbedingungen gelegen sei, wenn sie Investitionen tätigen wollen. Er schätzt die Stimmung unter den hessischen Investoren in Argentinien als unterschiedlich ein. Sie reiche von Zufriedenheit über Zurückhaltung bis hin zum Rückzug wegen der Handelshemmnisse. Trotz der gegenwärtigen Schwierigkeiten sei Argentinien als „Land voller Potenziale“ aber ein wichtiger Partner, so der Ministerpräsident, der das Land seit 35 Jahren kennt.

			Der Ministerpräsident empfahl sein Bundesland als Ort für Investitionen. Hessen sei die „stärkste Region Deutschlands und eine der stärksten Zonen Europas“. Es besitze mit dem Frankfurter Flughafen die „Gateway to Europe“. Zudem sei die Mainmetropole neben London das wichtigste Finanzzentrum Europas.

			Als konkrete Früchte der Delegationsreise standen am Montag zwei Abkommen zur Vertiefung der wissenschaftlichen Kooperation zu Buche: Zum einen eine Vereinbarung zwischen Hessen und Argentinien, zum anderen ein Vertrag zwischen den Universitäten La Plata und Darmstadt (TU). Letztere vereinbarten für ihre Informatik-Bereiche den Austausch von Professoren, wissenschaftlichen Mitarbeiten und Studierenden sowie deren Betreuung im jeweiligen Gastland. Mit Bildungsminister Alberto Sileoni besprach Bouffier auch Chancen für die Zusammenarbeit in der Weinbau-Technologie.

			Welchen Stand die wissenschaftliche Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Argentinien zum Teil bereits erreicht hat, davon konnten sich Bouffier und seine Delegation beim Besuch des vor gut zwei Jahren eröffneten Max-Planck-Partnerinstituts für Biomedizin in Buenos Aires ein Bild machen.

			In anderer Hinsicht beeindruckend war der Ausflug zum „Memorial der Verschwundenen“. In der Gedenkstätte der Opfer der Militärdiktatur traf Bouffier mit der Vorsitzenden der Großmütter der Plaza de Mayo, Estela Carlotto, zusammen. „Das Land ist nicht zu verstehen ohne die Geschichte der Militärdiktatur und deren Aufarbeitung“, meinte der christdemokratische Politiker. Die Menschenrechte seien universal. Den Kampf gegen die Diktatur und die Erinnerung daran bezeichnete Bouffier als „internationales Mahnzeichen“.

			Für den Empfang in der deutschen Botschaft hatte Bouffier dann noch eine interessante Neuigkeit im Gepäck: So verkündete er, dass das künftige niederländische Königspaar nach dem Thronwechsel Hessen besuchen werde. Der Staatsbesuch des künftigen Königs Willem-Alexander und seiner aus Argentinien stammenden Ehefrau Máxima Zorreguieta solle im kommenden Juni stattfinden, sagte der Regierungschef. „Darauf freuen wir uns sehr, da ist wieder ein Stück Argentinien dabei“, sagte Bouffier, der bei der Gelegenheit an den hessischen Ursprung des niederländischen Königshauses erinnerte. 

			Am Dienstag setzten die Hessen ihre Südamerika-Reise nach Brasilien fort, wo sie in Brasilia und Rio Station machen wollten.
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			Eine bizarre Affäre

			Geldwäschevorwürfe mit anschließendem Widerruf 
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			Leonardo Fariña bei seinem viel beachteten TV-Auftritt am Dienstag.

			Buenos Aires (AT/mc) – Ein verworrener Skandal um mögliche Geldwäsche hat in den vergangenen Tagen die argentinische Öffentlichkeit aufgerüttelt. Im Mittelpunkt des Schmierenstücks steht der Geschäftsmann Leonardo Fariña. Dieser wurde am Sonntag bei der TV-Sendung „Journalismus für Alle“ des Journalisten Jorge Lanata als Kronzeuge für Vorwürfe gegen den Unternehmer und Kirchner-Freund Lázaro Báez präsentiert. Zwei Tage später aber widerrief Fariña die Unterstellungen weitgehend.

			Báez, der mit der Durchführung zahlreicher öffentlicher Bauaufträge in Santa Cruz betraut ist, sollte demnach rund 55 Millionen Euros auf illegale Weise ins Ausland gebracht haben. Über Firmen, die ihren Sitz meist in Steuerparadiesen wie Belize oder Panama hatten, sei das Geld in die Schweiz transferiert worden. Fariña wurde bei seinen Aussagen von Lanatas Team mit einer versteckten Kamera gefilmt. Am Dienstag aber sprach er in einer anderen TV-Sendung („Intrusos“) überraschend davon, dass es sich bei seinen zwei Tage zuvor publik gewordenen Behauptungen um „reine Fiktion“ gehandelt habe.

			Klar, dass bei dieser Sachlage mehr offene Fragen als Antworten im Raum stehen. Was Fariña erst zu seinen Unterstellungen und dann zum Widerruf bewogen, darüber kann nur spekuliert werden. 

			Fariña gab zwar an, als finanzieller Berater für Báez tätig gewesen zu sein und durch diesen auch den vor zweieinhalb Jahren verstorbenen einstigen Präsidenten Néstor Kirchner kennengelernt zu haben. Er bestritt nun aber die auf Aussagen des Finanzunternehmers Federico Elaskar gestützte Darstellung Lanatas, er habe den Transport von mehreren Millionen Euro in Geldsäcken mit dem Flugzeug von Santa Cruz nach Buenos Aires durchgeführt.

			Auch von dem Vorwurf, bei den Geldtransaktionen habe sich um eine Art staatlicher Geldwäsche mit der Mitwisserschaft von Néstor Kirchner gehandelt, war nun nicht mehr die Rede. Sicher ist offenbar nur, dass der einstige Bankangestellte Fariña sein eigenes Vermögen in den vergangenen Jahren beträchtlich vermehrte und in Jetset-Kreisen verkehrte. Vor zwei Jahren heiratete er das Model Karina Jelinek.

			Der beschuldigte Báez sprach von „dunklen“ Vorwürfen, um die Regierungspolitik zu diffamieren und sie in die Nähe der Korruption zu rücken. Agustín Rossi, der Fraktionschef des Regierungslagers im Abgeordnetenhaus, bestritt, dass die Vorwürfe „irgendeine Bedeutung“ hätten. Für ihn stellt sich die Angelegenheit als „medial organisierter Schlag“ gegen die Regierung dar.

			Andere Stimmen gab es etwa von Mauricio Macri zu hören. Der Buenos-Aires-Bürgermeister forderte umgehende Ermittlungen durch die Justiz. Die Abgeordnete Elisa Carrió (Bürgerliche Koalition) bezeichnete Báez als „Strohmann Kirchners“ und erstattete Anzeige. Dies erfolgte am Montag – einen Tag bevor Fariña die Vorwürfe relativierte.

			Mittlerweile ist die Angelegenheit aber dennoch bei der Justiz angekommen. Am Mittwoch beauftragte Sebastián Casanello, Richter am Bundesgericht „Comodoro Py“ (Buenos Aires), den Staatsanwalt Ramiro González zu prüfen, ob Ermittlungen mit Verdacht auf Verdunklerung und Bildung einer illegalen Vereinigung aufgenommen werden sollen.
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			Die Woche in Argentinien

			Justizreform passiert Senat

			Buenos Aires (AT/mc) – Die erste Hürde hat die Regierung genommen, um die von ihr angestrebte Justizreform zu verwirklichen: Mit 39 zu 31 Stimmen votierte der Senat am Mittwoch für den Regierungsvorschlag, den Richterrat zu „demokratisieren“. Das Gremium, das für die Ernennung der Richter zuständig ist, soll von 13 auf 19 Mitglieder aufgestockt werden. Diese sollen zukünftig durch das Volk bei allgemeinen Wahlen gewählt werden. Nach der Zustimmung des Oberhauses muss nun auch das Abgeordnetenhaus zustimmen, damit das Projekt Gesetzeskraft erlangt. Dies soll bereits in der kommenden Woche in Angriff genommen werden. Eine Mehrheit gab es auch für das Vorhaben, drei neue Berufungsgerichte für die Rechtsbereiche Handel, Verwaltung und Arbeit zu schaffen. Dadurch soll der Oberste Gerichtshof entlastet werden. Der Senat stimmte mit 39 zu 26 dafür. In der Debatte sprach der Radikale Gerardo Morales davon, dass die Regierung „totalitäre Ideen“ verfolge und mit ihren Maßnahmen vor allem dafür sorgen wolle, dass ihre Mitglieder und Gefolgsleute nach den Wahlen 2015 straffrei davonkommen. Für das Regierungslager versicherte Marcelo Fuentes, dass die Reform die „Unabhängigkeit der Justiz sowie die Volkssouveränität“ garantieren werde. Am Donnerstag votierte der Senat dann auch noch dafür, dass einstweilige Verfügungen gegen die Regierung künftig nur noch bis zu sechs Monaten wirksam sein dürfen.

			Kritik an Justizreform 

			In deutlicher Form hat sich die Vereinigung der Richter und Justizbediensteten (AMFJN) gegen die von der Regierung beabsichtigte Reform der Judikative ausgesprochen. In der Erklärung, die an den Obersten Gerichtshof gerichtet ist, formulieren die Juristen ihre „tiefe Besorgnis“ über das Vorhaben der Regierung. Die Reform begrenze die Unabhängigkeit der Justiz. Die Rolle, die die Verfassung der Judikative als dritter Gewalt im Staate zuweise, werde unterminiert, so die Kritik. Zudem fürchtet die Juristenvereinigung eine verstärkte Einflussnahme der politischen Parteien auf die Arbeit des Richterrates. Denn die Regierung beabsichtigt, die Mitglieder für die Richternennung zuständigen Gremiums künftig gleichzeitig mit den allgemeinen Wahlen durch das Volk wählen zu lassen. Dies habe zur Folge, dass die Richter von einem Gremium abhängig sein werden, das seinerseits den wechselnden politischen Mehrheitsverhältnissen unterworfen ist. Die AMFJN stellte zudem die Forderung auf, dass seine Bedenken im Kongress Gehör finden. Die Spitze des Obersten Gerichtshofes hatte nach Bekanntwerden der Reformpläne erklärt, vorerst keine Stellungnahme abzugeben, da man einer zu erwartenden Verhandlung über die Verfassungsmäßigkeit der Reformen nicht vorgreifen wolle. 

			Neues Uni-Gebäude

			Viele Jahre lang stand der Riesenbau leer. Doch seit wenigen Tagen hat das historische Gebäude der nationalen Wasserwerke an der Figueroa Alcorta 7350 im Hauptstadtviertel Belgrano eine neue Funktion: Denn dort wird in Zukunft die Universität Torcuato Di Tella ihren Hauptsitz unterhalten. Nach mehrjähriger Renovierung und Umgestaltung konnte im Beisein des Regierenden Bürgermeisters Mauricio Macri die Eröffnung gefeiert werden. Die Uni entstand vor 22 Jahren aus dem Institut Torcuato di Tella, das in den 50er Jahren als Institut für zeitgenössische Kunst gegründet wurde. Die Schwerpunkte der privaten Hochschule, die den Namen eines 1957 verstorben Großindustriellen und Antifaschisten trägt, liegen heute in den Sozial-, Rechts- und Wirtschaftswissenschaften. Das jetzt von der Uni bezogene Gebäude wurde 1937 gebaut und diente jahrelang als Lager für Wasserrohre. Seit den Neunziger Jahren hatte das Areal, das eine Grundfläche von 13.000 Quadratmetern aufweist, keine Funktion mehr. 

			Schützenswerte Häuser

			In Buenos Aires gibt es 17.347 Häuser, die unter Denkmalschutz stehen. Dies ist das Ergebnis einer Studie, die die Fakultät für Architektur und Stadtplanung der Universität von Buenos Aires (UBA) jetzt vorstellte. Damit kann sich die argentinische Hauptstadt im internationalen Vergleich sehen lassen. Lediglich in New York, Moskau, Madrid, London und Mexiko-Stadt gibt es mehr unter Schutz gestellte Gebäude. Die Wissenschaftler nahmen insgesamt 76.000 Häuser in Buenos Aires unter die Lupe und erstellten eine umfangreiche Auflistung, aus der auch die unterschiedlichen Grade und Abstufungen der Unterschutzstellung hervorgehen. 70 Gebäude in der Hauptstadt stehen unter vollständigem Schutz, das heißt, sie dürfen in keiner Weise verändert werden. Das Uni-Projekt ist indes noch nicht abgeschlossen. In einer zweiten Etappe ist vorgesehen, weitere 64.000 Gebäude zu analysieren. Damit soll dann auch der Gesamtkatalog der schützenswerten Bausubstanz fertiggestellt werden.

			Mehr Autodiebstähle

			Die Zahl der Autodiebstähle hat im Vorjahr zugenommen. Dies geht aus einer Studie hervor, die das Zentrum für Verkehrssicherheit (Cesvi) auf Grundlage von Versicherungsdaten erstellte. Demnach war, was entwendete Fahrzeuge betrifft, eine Zunahme um 7,4 Prozent gegenüber 2011 zu beklagen. Auch die Zahl der mit Waffengewalt gestohlenen Autos nahm um 3 Prozent zu. Der Anteil der gewaltsamen Entwendungen an den Fahrzeugdiebstählen insgesamt betrug 35 Prozent. Besonders betroffen war der Großraum Buenos Aires, wo 58,5 Prozent aller Autodiebstähle verübt wurden. Die Zunahme gegenüber 2011 lag im Schnitt bei 12,5 Prozent. In manchen Vororten lag sie aber weit darüber. So in Moreno, wo sie 31,2 Prozent ausmachte. Im Landesinneren gab es einen durchschnittlichen Anstieg um 13,3 Prozent zu verzeichnen. In der Hauptstadt hingegen gab es einen Rückgang um 7,7 Prozent. Die Fahrzeugtypen, die am häufigsten geklaut wurden, waren: Volkswagen Gol, Fiat Duna, Fiat Uno, Chevrolet Corsa und Renault Clío. (AT/mc)
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			Justizunterjochung

			Mit sechs Gesetzesprojekten beabsichtigt die Regierung, die argentinische Bundesjustiz zu unterjochen. Das heißt im Klartext, dass es künftig nicht mehr drei voneinander unabhängige Gewalten, nämlich die Exekutive, allgemein als Regierung bekannt, die Legislative mit zwei Kammern und die Justiz unter die Fuchtel der Exekutive gesetzt werden. Der Kongress wird seit Ende 2011 nach dem Wahlsieg der Präsidentin von ihr mit treuen Alliierten der Regierungspartei kontrolliert, so dass die wichtigen Gesetzesprojekte mit eiserner Hand durchgepeitscht werden. Das verurteilt den Kongress zu einem sogenannten Notariat (Spanisch „escribanía“), das nur formalisiert, was der Exekutive vorschwebt.

			Mit den sechs Gesetzesprojekten über die Justizreform, von denen drei im Senat und drei in der Deputiertenkammer eingingen, soll die Justiz auch der Exekutive unterstellt werden. Die Deputierte Diana Conti, die die Regierungspolitik begleitet, symbolisierte diese Absicht mit dem Ausspruch, dass die Volksmehrheit in den Wahlen zur Folge habe, dass die drei Gewalten im Staat der Exekutive unterstellt sein müssen. Genau darum dreht sich die wilde Diskussion über die Justizreform, die nach den sechs Gesetzesprojekten in der Öffentlichkeit entbrannt ist.

			Für die Unterjochung der Justiz soll der Oberste Gerichtshof, dem die Verwaltung der Justizetats im nationalen Haushalt zugunsten des Richterrates (Spanisch „Consejo de la Magistratura“) entzogen wird und der nur nach den Urteilen der drei neuen Kassationshöfe Recht sprechen darf. Diese Kassationshöfe sollen für Verwaltungsrecht, Zivil- und Handelsrecht sowie Arbeits- und Pensionsrecht zuständig sein. Bisher gibt es nur einen Kassationshof für Strafrecht. Das heißt im Klartext, dass die Prozesse vor Gericht zunächst drei Instanzen (Richter, Berufungskammer und Kassationshof) durchgehen müssen, ehe eine Berufung vor dem Obersten Gerichtshof möglich ist. Das verlängert notwendigerweise die Prozesse, anstatt sie zu verkürzen und wird insbesondere die Pensionäre schädigen, die zu tausenden die Aufbesserung ihrer mageren Altersrenten beantragen.

			Im Mittelpunkt der Justizreform fungiert der Richterrat. Anstatt jetzt 13 Mitglieder sollen es 19 sein, die 2014 auf 25 klettern, weil bisherige Mitglieder noch amtieren. Bisher werden die Richter, Anwälte und Akademiker von ihren Verbänden ernannt, die Vertreter der Legislative und Exekutive von diesen. Künftig sollen die Vertreter der Richter, der Rechtsanwälte und der Akademiker, die nicht nur Juristen, sondern auch Vertreter anderer Wissenschaften sein können, von den politischen Parteien als Kandidaten nominiert und in allgemeinen Wahlen vom Volk gewählt werden. Dadurch werden Richter, Rechtsanwälte und Akademiker zu parteipolitischen Kandidaten. Wenn eine Partei die Wahlen allgemein gewinnt, reißt sie auch die gewählten Mitglieder mit und kontrolliert den Richterrat, der Richter in öffentlichen Ausschreibungen vorschlägt, damit die Exekutive jeweils einen ernennt, und amtierende Richter nach einem Verfahren absetzen darf, allerdings mit jeweils zwei Drittel, künftig mit einfacher Mehrheit. Welche Regierung somit die Mehrheit im Richterrat kontrolliert, kann nach Belieben Richter ernennen und absetzen. Die Unabhängigkeit der Justiz verschwindet und wird der Exekutive unterstellt, genau wie es Diana Conti aussprach.

			Diese Reform des Richterrates ist eindeutig verfassungswidrig. Das Grundgesetz sieht keine Wahlen für Mitglieder des Richterrates vor, sondern die Ernennung der Vertreter der Justiz, der Rechtsanwälte und der Akademiker durch deren Verbände. Die vorgeschlagene Reform der Volkswahlen müsste vorher durch eine Verfassungsnovelle legalisiert werden, was nicht geschehen wird. Sicher ist jedoch, dass diese Justizreform, sofern sie vom Kongress wie gewünscht gebilligt wird, sogleich vor Gericht als verfassungswidrig beanstandet werden wird.

			Hinzu kommt die praktische Abschaffung der Schutzrekurse, auch einstweilige Verfügungen genannt (Spanisch „cautelares“ oder „recursos de amparo“), mit denen seit 1957 Grundrechte der Menschen vor Gericht verteidigt werden, bis ein Urteil gefällt wird. Die Regierung bemüht sich mit der Justizreform, diese Schutzrekurse abzuschaffen. Sie dürfen zwar vor Gericht eingebracht werden und maximal sechs Monate laufen, aber es genügt eine Berufung der Regierung, damit sie außer Kraft gesetzt werden. Gegenüber der Regierung, gegen die die meisten Schutzrekurse eingebracht werden, sind somit die Menschen machtlos. Die Willkür der Regierung obsiegt. Auch das ist verfassungswidrig, weil die Schutzrekurse in der Verfassungsnovelle von 1994 verbrieft worden sind.

			Der Regierung schwebte vor, die sechs Gesetzesvorlagen im Eilprozess, ohne ein Komma zu ändern, das heißt ohne Debatten im Kongress durchzupeitschen, musste aber einen Rückzieher machen, nachdem der regierungstreue Rechtsverband, der auf den Journalisten Horacio Verbitzky hört, eine Debatte empfohlen hatte. In der Öffentlichkeit, in der geschriebenen Presse, im Hörfunk und Fernsehen wird das Thema heiß diskutiert, so dass abzuwarten ist, wie viele Senatoren und Deputierte schlussendlich diese Justizreform gutheißen und die argentinische Republik der drei unabhängigen Gewalten zerstören. In der Folge verbliebe eine zwar demokratisch gewählte, aber autoritäre Regierung, die allmächtig ist, solange sie gewählt wird.
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			Randglossen

			Ein Korruptionsskandal ungehörigen Ausmaßes ist dieser Tage aufgeflogen, nachdem der Journalist Jorge Lanata den Mittelsmann Leonardo Fariña vor den Kameras über seine Tätigkeit verhörte, der Eurogeldscheine von Rio Gallegos, der Heimatprovinz des Expräsidenten Néstor Kirchner, nach San Fernando bei Buenos Aires persönlich trug, um von dort nach Montevideo weiter zu reisen und die Gelder über allerlei Scheinunternehmen in Steuerparadiesen bis zuletzt in einer Schweizer Bank zu deponieren. Es ging um über 50 Millionen Euro, deren Geldscheine weniger wiegen als US-Dollar, weshalb sie für diese verbrecherische Geldwäscherei eingesetzt wurden. Fariña dementierte alles am nächsten Tag auch im Fernsehen, konnte aber nicht vermeiden, dass diese Geldwäscherei von einem Bundesrichter untersucht werden wird. Der Bauunternehmer Lázaro Báez soll dieses Geld im Einvernehmen mit dem Expräsidenten gewaschen haben, der dafür gesorgt hatte, dass Báez alle Bauaufträge der Provinz zu erhöhten Preisen zugeschanzt wurden. Peinlich für die Regierung, die behutsam schweigt.

			Der Medienkonzern „Clarín“, Hauptfeind der Regierung, hat in einem Urteil der Berufungskammer gegen das Mediengesetz gewonnen. „Clarín“ muss nur eine Hörfunkanstalt von sieben abgeben, aber keine Fernsehkanäle, zumal keine Kabelfernsehkanäle, über die laut Urteil die Regierung nichts zu sagen hat. Die Regierung ging sogleich in Berufung beim Obersten Gerichtshof ein, der das letzte Wort über die Verfassungsmäßigkeit des Mediengesetzes sprechen muss, das eindeutig privates Eigentum konfisziert, wenn Fernsehkanäle und Hörfunkanstalten zwangsweise abgegeben werden müssen, ohne vorher von der Regierung entschädigt worden zu sein, wie es die Verfassung festgeschrieben hat. Das Oberste Gericht hat nun das letzte Wort.

			Ein klein wenig hat er sogar Recht, Ecuadors Präsident Rafael Correa. In vielen lateinamerikanischen Ländern fehlt der Opposition die demokratische Kultur. Der Linke Correa bezieht sich dabei auf die Proteste gegen den Wahlsieg des Chávez-Erben Nicolás Maduro in Venezuela. Das mag gerechtfertigt sein, denn auch ein knapper Wahlsieg ist letztendlich ein Sieg. Natürlich darf auch die venezolanische Opposition bei etwas über 200.000 Stimmen Rückstand am Wahlergebnis zweifeln, aber wenn man Wahlen wirklich ernsthaft fälschen will und kann, sorgt man für einen deutlicheren Abstand. Aber dies ist auch keine Garantie für eine demokratische Oppositionskultur. Bei den Präsidentschaftswahlen 2012 in Mexiko lag der heutige Präsident Peña Nieto über drei Millionen Stimmen vor seinem linken Herausforderer López Obrador. Dieser akzeptierte das Wahlergebnis nicht, obwohl der Abstand zur drittplatzierten Kandidatin geringer war.

			In Italien scheint man das Alter wirklich noch zu ehren. Eine wichtige Voraussetzung, Staatsoberhaupt des Landes zu werden, ist die Überschreitung der 75-Jahre-Hürde. Der derzeitige Präsident Giorgio Napolitano scheidet nach siebenjähriger Amtszeit mit 87 Jahren aus dem Amt, bei seinem Vorgänger Ciampi waren es 85 Jahre und dessen Vorgänger Scalfaro hatte 80 Lenze auf dem Buckel. Sein Vorvorgänger Sandro Pertini schied erst mit 89 Jahren aus dem Amt. Auch Franco Marini, der Favorit für die Nachfolge Napolitanos, hat die 80 bereits überschritten. Es ist erstaunlich, dass alle betagten Präsidenten die Strapazen ihres Amts bisher sieben Jahre durchhielten. Die Bevorzugung von Senioren hat ihre Vorteile. Jahrzehntelange Erfahrung lässt sie über den Wirrungen der italienischen Politik stehen, und bisher strebte keiner der Präsidenten eine Wiederwahl an.
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			Die Verbesserung der Justiz

			Das argentinische Gerichtswesen kann gewiss verbessert werden. Das hat jedoch kaum etwas mit den neuen Gesetzesprojekten zu tun, die bestenfalls nur bezüglich der Schaffung eines transparenten Systems für die Ernennung von Richtern und Justizpersonal dazu beiträgt, in den wesentlichen Aspekten jedoch eine Verschlechterung darstellt. Die Verbesserung der Justiz brzieht sich zunächst auf die Vereinfachung und Verkürzung der Prozesse, dann auf bessere (“gerechtere”) Urteile und weniger Korruption, die u.a durch Urteile zum Ausdruck kommt, die eine Partei unrechtmässig begünstigen (weil es Schmiergelder oder Freundschaften gab), oder weil die Richter sich politischen Anweisungen unterstellen. Das wird zum Teil vom 1994 geschaffenen Richterrat bekämpft, der die Absetzung von schlechten Richtern erleichtert. Der Richterrat muss jedoch für diesen Zweck unabhängig von der Regierung sein, und gerade das will die Regierung nicht. Abgesehen davon sollten Beschlagnahmen, Hausarrest u.a. faktischen Strafen, die während des Prozesses, also wenn noch kein Urteil besteht, von den Richtern willkürlich verhängt werden, zumindest eingeschränkt werden. Bei Beschlagnahmen von persönlichen Gütern (meistens Immobilien) können wohlhabendere Personen der Haftstrafe entgehen, ärmere jedoch nicht.

			Zunächst sei bemerkt, dass die Justiz in den letzten Jahrzehnten schon in vielen Aspekten verbessert wurde. Zunächst hatte nur die Börse von Buenos Aires ein Schiedsgericht, wobei die Verträge, die dort eingetragen wurden, sich dieser Gerichtsbarkeit unterstellten und auf Klagen bei der öffentlichen Justiz verzichteten. Dabei bestand auch eine Verringerung der Stempelsteuer. 1980 wurde auch anderen Institutionen erlaubt, derartige Schiedsgerichte zu haben. So führten sie die Argentinische Handelskammer, die Bautenkammer, der Verband der Notare der Stadt Buenos Aires u.a. auch ein. Es handelt sich hier um eine Teilprivatisierung der Handelsjustiz. Dabei wird schnell entschieden, was oft sehr wichtig ist, und die Kosten des Verfahrens sind minimal. In den letzten Jahren boten auch Anwaltskanzleien diesen Dienst an, wobei sie von den Parteien als Vermittler oder Richter angenommen werden konnten.

			Der damalige Justizminister Rodolfo Barra führte Mitte der 90er Jahre bei den Arbeits- und Handelsgerichten eine Instanz ein, die der Einleitung des formellen Prozessverfahrens voranging, bei dem offizielle Vermittler versuchen, die Parteien zu einer Kompromisslösung zu veranlassen. Das war sehr erfolgreich: über die Hälfte der Klagen wurden in dieser Instanz beendet, was eine sofortige Lösung bedeutete und mit viel niedrigeren Anwaltskosten verbunden war. Das führte auch zu Lösung der kritischen Lage der damals stark überlasteten Arbeits- und Handelsgerichte.

			Bei Arbeitsunfällen und –krankheiten hat 1996 Arbeitsminister José Armando Caro Figueroa ein Gesetzesprojekt vorgelegt (nach spanischem Vorbild, aber verbessert), das vom Parlament angenommen wurde, durch das diese Konflikte besser und schneller, ohne Prozesse, gelöst wurden. Dies war sehr erfolgreich. Diese Risiken wurden bei besonderen Gesellschaften versichert (ART, Aseguradora de Riesgos del Trabajo). Da die Tarife frei waren, wurden sie mit den Unternehmen gegen Vorbeugungsmassnahmen zur Verhinderung von Unfällen und Krankheiten ausgehandelt. Auch das war erfolgreich: die Unfälle nahmen stark ab, und die Arbeitnehmer erhielten auch einen besseren Schutz, da sie bei Unfällen und Arbeitskrankheiten sofort behandelt werden. Der von Néstor Kirchner ernannte Oberste Gerichtshof hat dann einigen Paragraphen des Gesetzes als verfassungswidrig erklärt, und der Fall wurde erst vor einigen Monaten (nach über 9 Jahren) durch ein neues Gesetz gelöst. Inzwischen gab es wieder einen Rattenschwanz von Prozessen, was ein klarer Rückschritt war.

			Die wichtigste Reform, die noch aussteht, besteht in der Einführung eines integralen Informatiksystems für die Justiz. Das bedarf kein Gesetz. Gegenwärtig sind die einzelnen Gerichte dazu übergegangen, Computer zu verwenden (zunächst nur als Schreibmaschinen, und nach und nach auch für weitere Funktionen). Das stellt jedoch kein integrales System dar. Es geht darum, dass die Prozesse in Computergedächnissen gespeichert werden und von den Anwälten (Kläger und Verteidiger) per Internet eingesehen werden können, wobei dann auch die Eingaben der Anwälte auf diese Weise erfolgen. In diesen Sinn sei bemerkt, dass die informatische Unterschrift schon gesetzlich zugelassen wurde. Für die Anwälte stellt dies eine Vereinfachung dar, da sie dann nicht persönlich zu den Gerichten gehen müssen, um Einsicht in die Akten zu erhalten. Auch bei den Gerichten würde dabei die Arbeitsbelastung abnehmen, da dann keine Angestellten notwendig wären, um den Anwälten die Akten zu geben und zu kontrollieren, dass sie nicht gestohlen werden. Die Richter könnten dann auch direkten Zugang zur Jurisprudenz erhalten, was ihre Arbeit erleichtert und wohl auch verbessert. Das informatische Verfahren ist nicht nur schneller und besser, sondern auch sicherer, weil dabei keine Seiten aus den Akten entnommen (und eventuell durch andere ersetzt) werden können. All dies gibt es schon in fortgeschrittenen Staaten. Man braucht nichts zu erfinden. Es bedarf nur einer Entscheidung der Regierung, durch die eine Consulting-Firma für diese Arbeit eingesetzt wird, und dann das Gerichtsverfahren in diesem Sinn geändert wird.

			Es gibt noch viele kleinere Korrekturen des Justizverfahrens, die für eine bessere Justiz sorgen würden. Der Verein FORES arbeitet seit Jahren auf diesem Gebiet und hat viele konkrete Vorschläge vorgelegt, die jedoch von der Regierung und dem Parlament nicht behandelt werden. 

			JEA/AT
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,165, um 0,29% über der Vorwoche und um 4,87% über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 39,81 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06. bei $ 5,343, zum 30.09.13 bei $ 5,631, und zum 31.01.14 bei $ 6,077. Der Terminkurs per Februar 2014 lag um 23,93% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 8,66 und bei Überweisungen (über Verkauf von Dollarbonds in Argentinien und gleichzeitig Kauf an der Börse von New York, oder umgekehrt), $ 9 und gelegentlich sogar etwas mehr. Nach und nach ensteht auf dem Schwarzmarkt ein zunehmendes Angebot, das einmal von Auslandstouristen stammt (für die Argentinien jetzt wieder billig geworden ist), und dann von Personen, die Dollarguthaben für den Kauf von Automobilen, Fernsehapparaten u.a. dauerhaften Konsumgüntern einsetzen, deren lokale Preise bezüglich der importierten Teile zum offiziellen Kurs bestimmt werden, so dass sie in Dollar zum freien Kurs viel billiger geworden sind.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnete in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 2,12% und lag 19,60% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 2,11% und lagen 3,19% über Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,34% und lagen um 13,89% über Ende 2012. Boden 2014 notierten zur Vorwoche unverändert und lagen um 0,80% über Ende 2012. Boden 2015 gingen gegenüber der Vorwoche um 1,69 % und gegen Ende 2012 um 4,63% zurück. Boden 2013 notierten zur Vorwoche unverändert und lagen 0,80% im Plus seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 153,00 (Vorwoche $ 171,43) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 244,90 (Vorwoche $ 218,58).

			***

			Die Rohstahlproduktion lag im März mit 467.600 t, um 5,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtete die Kammer der Stahlindustrie. Einerseits konnte die Inbetriebnahme eines für Monate stillegelegtes Werk für bessere Zahlen sorgen, doch andererseits ging im März ein anderes Werk in Wartung. Die Roheisenproduktion lag mit 393.700 t um 1,2% unter dem Vorjahr.

			***

			Der Verkauf von Immobilien ging in der Provinz Buenos Aires im März 2013 gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat in Gesamtwerten um 25,6% zurück. Damit nahmen die Verkäufe zum zwölften Mal in Folge ab, berichtete der Verband der Notare der Provinz. Aber die Realität unter den Notaren sei noch viel schlimmer, denn zum Teil würden noch Geschäfte abgewickelt, die jahrelang gelegen haben. Unter Berücksichtigung dieses Aspektes, sei der Markt um 40% innerhalb nur eines Jahres zurückgegangen, sagte der Verbandspräsident Jorge Mateo.

			***

			Die Firma El Tejar, einer der grössten Betreiber von landwirtschaftlichen “Pools”, bei denen das Land gepachtet oder mit Gewinnbeteiligung eingebracht wird, zieht sich zum grossen Teil aus Argentinien zurück und verlagert ihre Tätigkeit vorwiegend auf Brasilien. Insgesamt betrieb das Unternehmen 2010 um die Million Hektar. Der Tod des dynamischen Geschäftsführers Oscar Alvarado hat dann zu einer Verringerung geführt, und 2012 waren es nur noch 650.000 ha. In Argentinien ist die Fläche des Unternehmens von 300.000 ha 2008 auf 180.000 ha 2011 und 30.000 ha 2012 zurückgegangen. In Brasilien waren es 2012 hingegen 300.000 ha, zu denen noch Land in Uruguay und Bolivien hinzukommt. Der Rückzug von Argentinien wird mit den hohen Pachten und den ungünstigen Bedingungen für die Landwirtschaft begründet. El Tejar wurde von den Familien Alvarado, Palette Pueyrredón und Kasdorf gegründet, hat jedoch danach Mittel vom britischen Fonds Altima Partners und dem der USA The Capital Groups erhalten, die zusammen jetzt 75% des Kapitals halten. 

			***

			Der Generalsekretär der Gewerkschaft der Handelsangestellten, Armando Cavallieri, hat dem Vorsitzenden der Föderation der mittleren Unternehmen (CAME), Osvaldo Cornide, mitgeteilt, dass er eine Lohnerhöhung von 25% fordern werde. Angeblich hat Cornide im Prinzip zugestimmt, aber eine Erhöhung in Stufen gefordert. Das bestehende Abkommen läuft am 30. April ab.

			***

			Die Gewerkschaft UTA (“Unión Tranviarios Automotor”) hat mit den Betreibern von Omnibussen, sowohl den städtischen wie den für lange Strecken, eine Lohnerhöhung von 23% für ganz 2013 vereinbart, wobei für das 1. Quartal eine feste monatliche Summe von $ 1.293 festgesetzt wurde, die in den Monaten Mai, Juni und Juli gezahlt wird. Der Grundlohn beträgt somit ab 1. April $ 8.837 plus $ 50 pro Tag für persönliche Ausgaben der Chauffeure bei längeren Strecken.

			***

			 Das Institut IARAF (Instituto Argentino de Análisis Fiscal) hat ermittelt, dass 15 Provinzen, die 35% der gesamten provinziellen Steuereinnahmen ausmachen, im ersten Bimester eine interanuelle Zunahme ihrer Steuereinnahmen von 43% hatten. Der Erlös der Bruttoumsatzsteuer, die 73% der gesamten Einnahmen ausmacht, stieg um 44,8%, die Immobiliensteuer ergab 56,2% mehr, die Kfz-Steuer 12,1% mehr, die Stempelsteuer 30,8% mehr und andere Steuern 49,5% mehr

			***

			Der landesweite Stromkonsum lag im März 2013 um 4,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Stiftung Fundelec. Das 1.Quartal 2013 lag somit um 1,1% unter dem Vorjahr. Gegenüber Februar betrug die Abnahme im März 0,8%, obwohl Februar drei Tage weniger als März hatte.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des Statistischem Amtes (INDEC) weist im März 2013 eine Zunahme von 0,7% aus, und in 12 Monaten eine von 10,5%. Die Zunahmen liegen unter der Hälfte der von privaten Wirtschaftlern ermittelten. Die Grossistenpreise stiegen um 9,9% und um 13% in einem Jahr. Der Index der Baukosten stieg im März um 0,70% und in 12 Monaten um 19,20%. Dieser Index wird stark durch die Lohnkosten beeinflusst.

			***

			Der Leiter der Gewerkschaft der Metallarbeiter (UM), Antonio Caló, hat Ende der Vorwoche seine Lohnforderung von 35% auf 25% herabgesetzt, wie er es ursprünglich gefordert hatte. Da Caló der Regierung nahe steht und die Zulage seiner Branche richtungsweisend ist, ist diese Entscheidung von besonderer Bedeutung. Die Regierung hat eine (nicht geschriebene) Richtlinie von 20% festgesetzt, was in der Praxis bis zu 25% bedeutet. Auf diese Weise soll die “verwaltete Inflation” von etwa 25% jährlich, beibehalten werden. 

			***

			Ab Montag, dem 15. April, und bis zum 31. Juli, können sich säumige Steuerpflichtige, mit Schulden, die bis zum 28. Februar 2013 bestanden, dem neuen Moratorium anschliessen. Die Schulden können dann in 120 Monatsraten (10 Jahre) zu 1,35% monatlich gezahlt werden. Das Moratorium schliesst auch angelaufene Zinsen, Berichtigungen und Bussen ein. Die AFIP rechnet damit, dass sich 1,7 Mio. Steuerzahler melden, von denen die meisten unter $ 1 Mio. schulden. 

			***

			In 12 Monaten zum März 2013 sind die Preise für gebrauchte Wohnungen, in Dollar bemessen, in der Bundeshauptstadt um durchschnittlich 16,4% gestiegen, berichtet die Consulting Firma Reporte Inmobiliario. Die Wohnungspreise sind ab 2008 ständig gestiegen, bis März 2013 in Palermo von u$s 1.400 auf u$s 2.795 pro qm, In Belgrano von u$s 1.325 auf u$s 2.540. Am höchsten liegen die Preise im Stadtviertel “Puerto Madero”, mit u$s 3.500 por qm, gefolgt von u$s 2.795 in Palermo. Am billigsten ist Nueva Pompeya mit u$s 1.165 pro qm. Die gegenwärtigen Dollarpreise sind jedoch oft in Wirklichkeit niedriger, da Rabatte gewährt werden, wobei der Kauf gelegentlich auch in Pesos finanziert wird, die dann weniger Dollar bedeuten. Der Umsatz von gebrauchten Wohnungen ist stark zurückgegangen, weil die Verkäufer Dollar fordern, und die Käufer oft über Pesos verfügen, die sie dann zum Schwarzkurs wechseln müssen, was für sie eine Verteuerung bedeutet, die weit über die Inflation hinausgeht.

			***

			Die argentinische Kammer der Biokraftstoffe (Carbio), wies eine Entscheidung der Europäischen Union zurück, wonach Argentinien und Indonesien in einem EU-Register für Importe geführt werden, weil angebliche Subventionen für die Herstellung der Kraftstoffe bezahlt werden sollen. Die Kammer stellte fest, dass es weder Subventionen, noch mögliche Schäden für die europäische Industrie der Biokraftstoffe gibt. Der Fall bezieht sich jedoch auf die Tatsache, dass der Exportzoll für Sojabohne höher als für Biodieselöl ist, so dass die Industrie über einen relativ billigeren Rohstoff verfügt, da der Exportzoll den Inlandspreis bestimmt.

			***

			Nur zwei Tage wurde das Verbot von Binnenhandelstaatssekretär Guillermo Moreno eingehalten, die Endpreise für die Verbraucher von Kraftstoffen bis Ende Oktober einzufrieren. Aixon (ehemals Esso) und Shell, mit einem einzelnen Marktanteil von ca. 14,5% nach den Verkaufsstatistiken vom letzten Februar, erhöhten ihre Preise an den Zapfsäulen um 10%. Am Donnerstag der vergangenen Woche, sprich einen Tag nach Morenos Ankündigung, ging die verstaatllichte YPF voran und erhöhte ebenfalls ihre Preise um zehn Prozentpunkte. Somit kostet zur Zeit das Liter Premiumbenzin in der Bundeshauptstadt weit über die psychologisch wichtige Marke von $ 8. Bei Shell müssen $ 8,349 bezahlt werden. Superbenzin kostet $ 7,049; Diesel Euro (der teuerste) $ 7,869, während die gängigste Dieselsorte mit $ 6,149 pro Liter zu Buche schlägt. Axion verteuerte ihre beste Benzinsorte um 9,5% auf $ 7,979. Super liegt bei $ 7,12. Hier wurden die Preise um 9,7% teurer. YPF hat die Preise an die von Shell angeglichen, und dieses Unternehmen hat die Preise der Bundeshauptstadt und umgebung an die höheren des Landesinneren angepasst, obwohl die Differenz auf Transportkosten beruht.

			***

			Im März wurden 141.978 gebrauchte Kfz (Automobile, Lastwagen und Kleinlaster) verkauft, 8,61% weniger als im gleichen Vorjahresmonat. Gegenüber dem Vormonat Februar (122.676 Einheiten) ging der Rückgang sogar um 15,73% zurück. Im ersten Jahresquartal wurden 417.062 Einheiten verkauft, 3,56% weniger als in der gleichen Vorjahresperiode.

			***

			Die Produktion von Rindfleisch ist innerjährlich im ersten Quartal 2013 um 6,9% gestiegen, berichtet die Kammer der Fleischindustrie und des Fleischhandels, Ciccra. Zum grössten Teil sei diese Steigerung durch eine vermehrte Schlachtung von Kühen bedingt, was wiederum die Zunahme des Bestandes in Frage stellt.

			***

			Die Bank Comafi stellt den Überschwemmungsopfern vom vergangenen 2. April unter ihrem Kundesnkreis eine Sonderkreditlinie von bis zu $ 50.000 für Geschäftsinhaber, und von $ 30.000 für Wohnungsbesitzer zur Verfügung. Die Verzinsung liegt bei 9,5% bei einer 12 monatigen Laufzeit. Dem Kunden werden nicht mit den üblichen Gebühren belastet. Die Anträge können noch bis 30. Juni gestellt werden. Die Kreditlinie beträgt insgesamt $ 5 Mio.

			***

			Der Oberste Gerichtshof der USA wandte sich an die US-Regierung mit der Bitte, eine Meinung über eine Berufung der argentinischen Regierung abzugeben, die sich auf den bisher ergebnislosen Versuch eines Holdouts bezieht, Bankunterlagen über die internationalen Aktiva von Argentinien zu bekommen. 

			***

			Am Dienstag sprach Präsidentin Cristina Kirchner anlässlich des ersten Jahrestages der Übernahme des Mehrheitspaketes von YPF, das vorher der spanischen Repsol gehörte, die bisher keine Entschädïgung erhalten hat, noch wurden Verhandlungen in diesem Sinn eingeleitet. Sie wies darauf hin, dass die Preise für Erdölprodukte, in Dollar bemessen, ein Viertel der Preise der 90er Jahre darstellen, obwohl der Erdölpreis viel höher sei. Sie verglich dann den Tarif für öffentliche Dienste mit dem der Nachbarländern: in Brasilien sei Strom 11 Mal so teuer wie in Argentinien. Gas 22 Mal und Wasser drei Mal so teuer. In Chile sei Strom 12 Mal so teuer, Gas 14 Mal und Wasser drei Mal. In Uruguay sei Strom 16 Mal so teuer, Gas auch 16 Mal und Wasser zwei Mal. Sie betonte, dass dies ein Teil des indirekten Lohnes der Arbeiter sei, und auch die Rentabilität der Unternehmen verbessere. Ob sie die öffentliche Meinung für eine bedeutende Tariferhöhung vorbereiten wollte, sei dahingestellt. Bei diesen Unterschieden würde bei einer Verdoppelung der Tarife Argentinien immer noch anormal niedrig liegen. 

			***

			Die Unternehmerverbände der Metallindustrie boten bei den Lohnverhandlungen eine Zulage von 18% an, aber die Gewerkschaft besteht auf 25%, nachdem sie die vorangehenden Forderung von 35% aufgegeben hat. Viele Unternehmen der Branche stehen wegen des zurückgebliebnen Wechselkurses und einer geringeren Inlandsnachfrage unter Druck und haben kaum die Möglichkeit, Lohnerhöhungen mit Gewinnen auszugleichen oder auf Preise abzuwälzen. 

			***

			Die ZB erhielt bei der Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 2,14 Mrd. und nahm davon $ 2,99 Mio. an. Da in der Woche Wechsel für $ 2,47 Mrd. verfielen, verblieb ein Saldo von $ 520 Mio. mit kontraktiver monetärer Wirkung. Die Zinsen für Lebac lagen je nach Laufzeit zwischen 13,95% und 15,98%.

			***

			Die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner hat die inter-anuelle BIP-Zunahme für März mit 0,8% und für das 1. Quartal mit 0,7% berechnet. Dabei stand der finanzielle Sector (Banken, andere Finanzanstalten und Wechselstuben) im März mit einer Zunahme von 15,4% an der Spitze. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion, den das Studienzentrum des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina” ausarbeitet, ist im Februar innerjährlich um 2,9% zurückgegangen. Saisonbereinigt wies der Index eine leichte Zunahme zum Januar 2013 von 0,3% aus.

			***

			Die Weizenexporte werden in diesem Jahr voraussichtlich die niedrigsten der letzten 35 Jahren sein. Der Experte Gustavo López, vom Consulting Büro Agritrend, geht davon aus, dass die Gesamtexporte bei 3,3 Mio. t liegen werden. Letztes Jahr wurden mit 3,16 Mrd. Ha so wenig Weizen wie seit 1898 angebaut.

			***

			Die Unternehmen, die Dieselöl vertreiben, sind vom Energiessekretariat angewiesen worden, verstärkt Biodieselöl einzusetzen, um die zurückgegangene Produktion von YPF nach dem Brand in der Raffinierie von Ensenada, am 2. April, auszugleichen. In den Monaten April, Mai und Juni soll der Anteil von Biodieselöl am gelieferten Dieselöl von z.Z. 7% um monatlich 1% bis auf insgesamt 10% bis Ende Juni erhöht werden.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die chinesich-ecuatorianische Bergbaugesellschaft Ecuacorriente plant für das zweite Halbjahr mit dem Bau ihres Kupferprojektes Mirador zu beginnen. Dieser soll Anfang 2015 betriebsfertig sein. Mirador befindet sich in der Provinz Zamora Chinchipe und zählt an die 2,2 Mio. abbauwürdigen Reserven.

			***

			Brasiliens Wirtschaft schrumpfte im Februar gegenüber dem Vormonat um 0,52%, berichtete die Zentralbank. Zuvor hatte das Bruttoinlandsprodukt im Januar gegenüber Dezember einen kräftigen Schub von 1,43% erlebt, grösstenteils bedingt durch einen Aufschwung der industriellen Produktion. Diese ging aber im Februar um 2,5% gegenüber Januar zurück, nachdem der Anstieg vom Dezember zum Januar bei 2,6% gelegen hatte.

			***

			Die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) hat dem brasilianischen Bergbauunternehmen Vale einen Kredit in Höhe von u$s 100 Mio. erteilt, der für den Kauf von flachen Flussschiffen (“Barkassen”) verwendet werden soll, die für den Transport von 3,25 Mio. Jato Eisenerz von Corumbá, am Paraguay-Fluss (aber in Brasilien) bis San Nicolás (am Paraná) und Nueva Palmira (Uruguay) eingesetzt werden, wo das Erz auf grosse Überseeschiffe umgeladen wird. Corumbá ist ein sehr grosses Eisenerzlager, dessen Erz (“Hematite”) einen hohen Eisengehalt hat (über 60%, gegen normalerweise unter 50%), was die Hochofenkosten verringert. Der Verband der argentinischen Werften wies darauf hin, dass die Schiffe auch in Argentinien hätten gebaut werden können. Doch die Behörden haben auf eine Anfrage der BID in diesem Sinn nicht reagiert, so dass die Schiffe in der Türkei und China bestellt wurden. Eine der üblichen Schlamperein dieser Regierung.

			***

			Der internationale Währungsfonds schätzt neusten Informationen zufolge das Wirtschaftswachstum Brasiliens in diesem Jahr auf 3%. Laut dieser zweiten Prognose in diesem Jahr sinkt das Wachstum damit seit der ersten Schätzung im Januar dieses Jahres um 0,5 %. Nebst Frankreich und Italien erlitt Brasilien die stärksten wirtschaftlichen Kürzungsprognosen. Beim Nachbarland Chile ging dagegen die Korrektur kräftig nach oben; von 4,4% auf 4,9%. (M.H.)

			***

			Bayerns Staatssekretärin für Wirtschaft Katja Hessel hat am 9. April 2013 in Santiago de Chile die neue bayerische Südamerika-Repräsentanz für Argentinien, Chile, Kolumbien und Peru eröffnet. Die Repräsentanz hat ihren Hauptsitz in Santiago de Chile, innerhalb der AHK Chile. Die Zweigstelle in Lima wurde am 11. April 2013 eingeweiht. (Deutsch-chilenische Industrie und Handelskammer, Santiago de Chile)

			***

			Unter dem Motto “Neue Impulse für eine starke Partnerschaft” stand die 13. Lateinamerika-Konferenz der Deutschen Wirtschaft am 16. April 2013 in Berlin. Teilnehmer waren u.a Bundesentwicklungsminister Dirk Niebel, der Präsident der Republik Ecuador, Rafael Correa und DIHK-Präsident Eric Schweitzer. In seiner Begrüßungsrede im Haus der Deutschen Wirtschaft betonte dieser, dass die Potenziale Lateinamerikas groß seien. Er wies jedoch darauf hin, dass man für manche Länder und in mancher Hinsicht eine andere Entwicklung wünschen würde. “So beobachten wir stellenweise den Aufbau von Handelsbarrieren in Form von Zöllen, Importsteuern oder verpflichtenden lokalen Produktionsanteilen. Es bleibt also noch einiges zu tun – für die Menschen vor Ort, aber auch für uns als deutsche Wirtschaft”, sagte er. Bundesentwicklungsminister Dirk Niebel unterstrich: “Lateinamerika hat sich in den vergangenen Jahren ökonomisch rasant entwickelt. Wirtschaftliche Zusammenarbeit ist der Schlüssel, um Armut nachhaltig zu bekämpfen. Sie ist aber nur dort effektiv möglich, wo Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte geachtet werden und investitionsfreundliche Rahmenbedingungen herrschen.” Die Warenexporte nach Lateinamerika entwickelten sich 2012 stetig positiv. Sie legten gegenüber 2011 um 11% auf nunmehr E 24 Mrd. zu. Die deutschen Importe aus der Region dagegen sanken auf E 21 Mrd. (Deutscher Industrie und Handelskammertag, Berlin)

			***

			Der chilenische Holding Enersis, der von der spanischen Endesa kontrolliert wird und in Argentinien Edesur besitzt, gab ein Investitionsprogramm in Höhe von u$s 9,05 Mrd. binnen 5 Jahren bekannt, von denen u$s 2 Mrd. für Chile, u$s 1 Mrd. für Kolumbien und u$s 500 Mio. für Peru bestimmt sind. In Peru bezieht sich die Investition auf das Projekt des Wasserkraftwerkes Curibamba. Für Argentinien sind keine Investitionen vorgesehen, was mit dem hohen Verlust von Edesur von $ 801,6 im Jahr 2012 und $ 470,4 Mio. 2011 zusammenhängt, der sich aus der unzureichenden Bruttomarge ergibt, die die die Regierung festgesetzt hat.

			***

			Zum ersten Mal seit fast zwei Jahren erhöht die brasilianische Zentralbank den Basisleitzins Selic um 0,25% auf jetzt 7,25%. Kritiker der Erhöhung des Selic meinen jedoch, dass eine Erhöhung der brasilianischen Wirtschaft nicht zugute komme. Die Regierungsmaßnahmen, wie Steuererleichterung, hätten noch nicht greifen können. Eine Steigerung des Selic mache dies nun noch schwieriger.

			***

			Deutsche Wirtschaft

			Die Schweizer Wirtschaft hat im vergangenen Jahr deutlich weniger in Deutschland eingekauft und damit für einen Einbruch bei den Importzahlen gesorgt. Die Einfuhren vom wichtigsten Handelspartner sanken um 7,6% auf Sfr. 54,1 Mrd. Die Hauptgründe für den abnehmenden Import sind der starke Franken und die unstete Entwicklung der Weltwirtschaft. Vor allem die Schweizer Industrie verlagert ihren Einkauf vermehrt in andere Märkte, primär in Asien. Der Export von der Schweiz nach Deutschland stagnierte 2012 indessen. Mit Sfr.39,9 Mrd. übertrafen die Ausfuhren den Vorjahreswert um nur 0,1%. Die Palette der ausgeführten Waren und Dienstleistungen blieb breit gefächert. Mit 19,9% am Gesamtexport ist Deutschland unangefochten Markt Nummer eins. Den regsten Handel betreibt die Schweiz mit den Bundesländern Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Bayern und Hessen. (Handelskammer Deutschland-Schweiz, Zürich)

			***

			Der Lebensmittelriese Dr. Oetker will sein Auslandsgeschäft stärker ausbauen, sieht aber auch in Deutschland noch Wachstumsmöglichkeiten. 2012 erzielte das deutsche Familienunternehmen 67% des Gesamtumsatzes im Ausland. Der Umsatz stieg im Ausland um 10,1% auf E 1,4 Mrd., und im Inland um 1,9% auf E 689 Millionen. (dpa)

			***

			46% der deutschen Industrieunternehmen planen für das laufende Jahr den Schritt ins Ausland – so viele wie nie zuvor. Besonders stark wächst dabei das Interesse an den USA. Das zeigt die neue Umfrage “Auslandsinvestitionen in der Industrie” des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHK). In ihrer Breite ändere sich die globale Orientierung der Unternehmen kaum, erläuterte der DIHK-Außenwirtschaftschef. Wichtigstes Ziel sei auch in diesem Jahr China. (DIHK, Berlin)

			***

			Der deutsche Staat kann sich günstiger denn je frisches Geld leihen: Am Mittwoch gelang es dem Bund, eine Staatsanleihe mit richtungsweisender Laufzeit von zehn Jahren zu einem rekordniedrigen Zins von lediglich 1,28% bei Investoren zu platzieren. (dpa)

			***

			Der Autohersteller Opel baut ab dem Jahr 2015 keine Autos mehr in Bochum. Die Produktion werde zum Jahresende 2014 eingestellt, beschloss der Aufsichtsrat der General-Motors-Tochter. 

			***

			Die führenden Forschungsinstitute haben ihre Wachstumsprognose für das laufende Jahr leicht nach unten korrigiert. Zugleich sagen die Ökonomen in ihrem Frühjahrsgutachten aber einen kräftigen Aufschwung im nächsten Jahr voraus. Gingen sie im Herbst noch von einem Plus von 1,0 % für 2013 aus, rechnen sie nun mit einem Zuwachs beim Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 0,8%. Das ist aber immer noch doppelt so viel wie die Bundesregierung angegeben hat. Voraussetzung für die Erholung der Wirtschaft sei die weitere Eindämmung der Schuldenkrise im Euro-Raum. Dem deutschen Arbeitsmarkt kann das bisher nichts anhaben. Die Zahl der Arbeitslosen dürfte weiter zurückgehen und im Jahresdurchschnitt bei 2,9 Mio. 2013 und bei 2,7 Mio. im nächsten Jahr liegen. (dpa)

			***

			Im Zeichen sinkender Nachfrage und erstarkter Konkurrenz hat Lufthansa wie nahezu alle europäischen Fluggesellschaften ein umfangreiches Strukturreformprogramm aufgelegt, um das Ergebnis bis 2015 um E 1,5 Mrd. im Jahr zu steigern. Mindestens 3500 von derzeit 117 000 Stellen will Lufthansa abbauen, 2500 davon in Deutschland. Größter Kostenblock im Konzern ist das Kerosin, der vor allem über sparsamere, neue Flugzeuge verringert werden kann. (dpa)

			***

			Weltwirtschaft

			In den ersten drei Monaten 2013 betrug das BIP-Wachstum in China im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 7,7%, wie das Statistikamt am Montag in Peking mitteilte. Im vierten Quartal 2012 hatte es noch bei 7,9% gelegen. Der Anstieg der Industrieproduktion fiel um 2,1% auf 9,5% im Vergleich zum Vorjahreszeitraum. Das Wachstum der Einzelhandelsumsätze ging sogar um 2,4% zurück, auf nun 12,4%. Im Vergleich zum minimalen Wachstum in Europa und den USA erscheinen Wachstumszahlen wie in China dennoch bemerkenswert. (dpa)

			***

			China und Island haben am Montag in Peking ein Freihandelsabkommen geschlossen. «Das Abkommen zwischen China und Island ist das erste Freihandelsabkommen zwischen China und einem Land in Europa», sagte Ministerpräsident Li Keqiang nach einem Bericht der Nachrichtenagentur Xinhua. Das krisengeschüttelte Island könnte von dem Abkommen besonders vom stärkeren Handel mit Fisch und Meeresfrüchten profitieren. Der Handel zwischen dem kleinen Inselstaat und der zweitgrößten Volkswirtschaft der Erde stieg laut Xinhua 2012 im Jahresvergleich um 21,1% auf umgerechnet rund E 138 Mio. (dpa)

			***

			Eine Gruppe unter der Federführung der deutschen Holding Joh.A.Benckiser übernimmt den niederländischen Kaffee und Teeproduzenten D.E.Master Blenders für E 7,5 Mrd. Der globale Kaffeemarkt wird von der schweizerischen Nestlé geführt, und hat einen jährlichen Wert von u$s 75,8 Mrd. 

			***

			Die milliardenschwere Fusion zwischen dem Rohstoffgiganten Glencore und dem britisch-schweizerischen Bergbaukonzern Xstrata hat am Dienstag die letzte Hürde genommen. Die chinesischen Regulierungsbehörden haben ihre Zustimmung gegeben. Zuvor war die Frist für die mehr als u$s 30 Mrd. schwere Übernahme mehrfach verlängert worden, da die chinesischen Behörden mehr Zeit für ihre Prüfung gefordert hatten. China ist der wichtigste Absatzmarkt für die Rohstoffe, die Glencore im Angebot hat. China gibt seine Zustimmung unter Auflagen. Binnen drei Monaten muss sich der neue Konzern von einer Kupfermine in Las Bambas, Peru, trennen. Zugleich muss Glencore bis 2020 jährlich bestimmte Mengen an Kupfer, Zink und Blei seinen chinesischen Kunden zur Verfügung stellen. (dpa)

			***

			Der größte Fischereikonzern Europas, Pescanova, ist pleite. Pescanova beschäftigt weltweit rund 10 000 Mitarbeiter und ist einer der größten Lebensmittelkonzerne der iberischen Halbinsel. Zur Fangflotte gehören mehr als 90 Schiffe. Die Gruppe leidet unter anderem stark unter der Wirtschaftskrise in Spanien. Seit Wochen sorgt der Konzern für negative Schlagzeilen. Die Pescanova SA hatte bereits Unregelmäßigkeiten bei ihrer Buchhaltung eingeräumt. Die Schulden bei Banken könnten höher sein, als in den Büchern ausgewiesen, und in die Milliarden gehen. Die spanische Finanzmarktaufsicht CNMV gab dem Unternehmen aus Galizien bis Montagmitternacht Zeit, um die Unregelmäßigkeiten zu klären. Am Ende meldete Pescanova Insolvenz an. (dpa)

			***

			Die US-Großbank Citigroup hat zu Jahresbeginn ihren Gewinn überraschend kräftig gesteigert. Der Überschuss legte im ersten Quartal um 30% auf u$s 3,8 Mrd. zu. Die drittgrößte US-Bank profitierte vor allem davon, dass die Verluste mit faulen Kredite um ein Viertel zurückgingen. Lateinamerika erwies sich als die einzige gewinnbringende Region ausserhalb der USA.

			***

			Frankreich plant für kommendes Jahr an die E 6 Mrd. durch Zusatzsteuern einzutreiben. Das Land steht vor grossen Schwierigkeiten, um die Defizitziele der EU einzuhalten.

			***

			Für das organisierte Verbrechen in Asien ist das Geschäft mit Produktfälschungen – meist aus China - mittlerweile genauso lukrativ wie der illegale Drogenhandel. Das geht aus einem UN-Bericht des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung, kurz UNODC, hervor. Zum ersten Mal hat die UN-Behörde die international organisierte Kriminalität in der Asien-Pazifik-Region untersucht. Der Bericht zeigt, wie das schnelle Wirtschaftswachstum in der Region die Ausbreitung von kriminellen Netzwerken begünstigt hat, die von dem illegalen Handel mit Gütern und Menschen profitieren. Die Exporte aus Asien haben sich über das vergangene Jahrzehnt laut der Welthandelsorganisation mit einem Anstieg auf rund u$s 5 Bio. fast vervierfacht. Nicht nur die Ausfuhr normaler Produkte erhöhte sich – auch der Warenverkehr von gefälschten Markenwaren wie Handtaschen und Medikamenten ist laut dem UN-Bericht gestiegen. Basierend auf den Daten, die die UN-Behörde zwischen 2008 und 2010 gesammelt und ausgewertet hat, schätzt die Organisation den Gewinn aus dem Verkauf von imitierten Waren auf u$s 24,4 Mrd. Insgesamt dürfte der Schmuggel von Drogen, Menschen, gefälschten Waren und geschützten Tierarten während des untersuchten Zeitraumes im Schnitt jährlich rund u$s 90 Mrd. eingebracht haben, schätzt die UN-Behörde – das Achtfache der Wirtschaftsleistung von Kambodscha. (dowjones.de)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Liqui Moly

			Die argentinischen Autofahrer haben jetzt die Möglichkeit, auf die Produktpalette des deutschen Herstellers von Motorenölen, Additiven u.dgl. für Kfz, Liqui Moly zurückzugreifen. Die Schmierstoffe dieser in Ulm an der Donau angesiedelten Firma gelten schon seit Jahren in der Bundesrepublik mit Abstand als die besten. Unter Leitung des Deutsch-Argentiniers Christian Schmee baut Liqui Moly rasant ihre Präsenz in Argentinien aus. Die Firma hat in den vergangenen Wochen ihr Personal deutlich erhöht, und bildet mit eigenen Leuten in Kfz-Betrieben über die Prädikate ihrer Produkten aus, die im Premium Bereich angesiedelt sind. Vom insgesamt 4000 Artikel zählenden Sortiment, werden in Argentinien aktuell 100 Produkte angeboten, nebst Motorenölen auch Additiven, Pflegeprodukten rund um das Auto sowie Problemlösern. Alle in Argentinien angebotenen Produkte werden importiert, und sind somit echte “Made in Germany” Qualität.

			Xstrata

			Dieses Bergbauunternehmen mit Hauptsitz in der Schweiz bestätigte dem Bergbaustaatssekretär Jorge Mayoral die normale Durchführung ihrer Investitionsprojekte in den Kupferprojekten von Catamarca und San Juan.

			Austin Powder Argentina

			Nach einer Investition von $ 2,8 Mio. hat dieser Sprengstoffhersteller eine neue Dienstzentrale in der Stadt Olavarría eröffnet. Hier sollen 30.000 Kilogramm Sicherheitssprengstoffe sowie 64.000 Einheiten Sprengzünder hergestellt werden.

			KA Argentina

			Dieser Textilhersteller beginnt demnächst, nach einer Investition von $ 15 Mio. mit der Herstellung und dem Vertrieb von Sportschuhen, Sportbekleidung und Sportzubehör der spanischen Marke Joma. Joma hat sich auf Fussball, Hallenfussball, Leichtathletik und Tennis spezialisiert. 

			Cervecería Quilmes

			Diese Brauerei exportiert neuerdings auch ihr Produkt Quilmes Cristal nach Frankreich. Hier wird das Bier seit 2010 angeboten, und über den spanischen Markt eingeführt. Nach Angaben der Brauerei seien die Verkäufe letztes Jahr um 34% gestiegen. Die Erwartungen für dieses Jahr gehen von einem Zuwachs von 46% aus

			Vidalac

			Dieses Unternehmen der Milchindustrie, das Trockenmilch, Voll- und Halbfettmilch, Milch mit Kakao, sowie geriebener Käse herstellt, baut am Hafen der Provinzhauptstadt Santa Fe ein neues zentrales Bürogebäude über 1900 qm. Von hier aus sollen die Verwaltung sowie die Geschäfte mit den Grosshändlern abgewickelt werden.

			Global Exchange

			Diese Wechselstube, eine Filiale einer spanischen Firma, die im vergangenen September von der Zentralbank angewiesen wurde, ihre Dienste einzustellen, hat am Freitag drei neue Lokale wiedereröffnet. Ein weiteres kommt im Mai dazu. Insgesamt wird Global Exchange, als Ergebnis einer Verhandlung mit der Zentralbank vom letzten Januar, landesweit 22 neue Büros eröffnen; darunter in Mendoza, Bariloche, Calafate und Iguazú. Global Exchange wird zur grössten Wechselstube Argentiniens aufsteigen.

			Campo Austral

			Dieses führende Unternehmen in der Verarbeitung von Schweinefleisch weihte vergangene Woche in San Andres de Giles, in der Provinz Buenos Aires, ein neues Werk ein. An der Feier nahm über Videokonferenz Präsidentin Cristina Kirchner teil. Die Fabrik wurde 2011 gekauft, und nach einer Investition in Höhe von $ 38 Mio. ist sie jetzt in der Lage, bis zu 500.000 Schweine jährlich zu schlachten. Pro Jahr sollen hier 36 Mio. kg Schweinefleisch, Schinken und Wurstwaren hergestellt werden. 470 Mitarbeiter wurden neu eingestellt.

			Loma Negra

			Diese Zementfabrik, die der brasilianische Konzern vor einigen Jahren von Amalia Fortabat gekauft hat, und etwa die Hälfte des lokalen Marktes versorgt, hat für dieses Jahr ein Investitionsprogramm von $ 250 Mio angekündigt, das in Anlagen besteht, um Kohle zu mahlen und auch um neue Technologien bei der Zementproduktion einzuführen. Auf diese Weise soll die Zementproduktion schon dieses Jahr gegenüber 2012 um 5% erhöht werden. Der Geschäftsführer von Loma Negra, Osvaldo Schutz, teilte dies dem Bergbausekretär Jorge Mayoral mit. Schutz wies auch darauf hinm, dass die Vereinten Nationen das Projekt von Loma Negra genehmigt hätten, das die Verringerung des Kohlenstoffaustosses (CO2) um 63.000 t binnen 10 Jahren vorsieht.

			Mexichem Argentina

			Dieses Unternehmen, das Rohrsysteme und Zubehörteile der Marke Amanco erzeugt und vertreibt, hat in Argentinien einen Zyklus von Konferenzen für Fachleute des Bauwesens eingeleitet. Der erste Vortrag wurde vom niederländischen Ingenieur Franz Alferink gehalten, Geschäftsführer für Produkte für zivile Bauten und Infrastruktur für Lateinamerika der Firma Wavin Overseas B.V. und Professor für Röhrentechnologie. Er sprach über das Thema “Mythen und Wahrheiten der unteridischen Röhren”. Mexichem ist ein mexikanisches Unternehmen der Chemie und Petrochemie mit einem weltweiten Jahresumsatz von u$s 6 Mrd. Die Firma ist in 43 Ländern tätig und beschäftigt 16.000 Menschen. Auskunft über 4832-7700 und carolina.fllorente@ketschum.com.ar.

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die Widersprüche der gegenwärtigen Konjunktur

			Die argentinische Wirtschaft befindet sich gegenwärtig in einer eigenartigen Lage, mit Wachstumsimpulsen auf der einen Seite und zahlreichen Störungsfaktoren auf der anderen. Per Saldo sollte dieses Jahr ein geringes Wachstum, 1% bis bestenfalls 2% verbleiben. Aber es kann auch einen Konjunktureinbruch geben, mit einem Minus in der gleichen Grössenordnung, eventuell sogar mehr, wenn die Regierung weiter Fehler begeht, oder sonst ungünstige Umstände eintreten, oder die Politik dazwischenfunkt. Die Stimmung in der Wirtschaftswelt ist allgemein gedrückt, wobei sich die Gesellschaft auch der Tatsache bewusst geworden ist, dass die bestehende Stagnation nicht kurz- oder mittelfristig überwunden wird. 

			In einem Wahljahr neigt die Regierung zur Vergeudung, und das kann unter den bestehenden Umständen verheerende Folgen haben. Denn man darf eines nicht vergessen: unter den Kirchners wurde die Erbschaft weitgehend aufgebraucht (Erdöl- und Gasreserven, unzureichende Investitionen in Infrastruktur und kritischen Gebieten, ungenügende Instandhaltung bei öffentlichen Diensten), und viele Rechnungen wurden nicht bezahlt. Und das geht jetzt nicht mehr. Die Ideologen der Wirtschaftspolitik der Regierung meinen weiter, dass die expansive Geldpolitik u.a. Massnahmen die Nachfrage allgemein auf hohem Niveau halten und eventuell noch steigern werde. Doch dies wirkt sich gegenwärtig mehr auf Preise und Zahlungsabilanz (auch auf den schwarzen Kurs) aus, als auf die Wirtschaftsleistung. 

			Eine neue Rekordernte von 100 Mio. t?

			Für die landwirtschaftliche Periode 2012/13 wird gemäss den letzten offiziellen Zahlen mit einer Gesamternte von Getreide und Ölsaat von 96 Mio. Tonnen gerechnet, gegen rund 90 Mio. im Vorjahr und ca 100 Mio. vor zwei Jahren. Die offiziellen Ernteschätzungen sind in den letzten Jahren sehr ungenau geworden, und die Regierung weiss selber nicht recht bescheid. Landwirtschaftsminister Norberto Yahuar muss sich mit Angaben begnügen, die ihm das INTA-Institut, das Sanitätsamt Senasa u.a. vermitteln, die alle keine objektive Grundlage haben und stark subjektiv gefärbt sind. Auch die privaten Schätzungen sind ungenau, da sie auf Aussagen einiger grosser Landwirte beruhen.

			Die einzig guten Schätzungen sind die des US-Landwirtschaftsdepartements (USDA), bei denen auf Grund von kontinuierlich stattfindenden Satellitenphotographien (der ganzen Welt) gearbeitet wird, die von Experten ausgewertet werden. Doch die Daten werden den argentinischen Behörden nicht übermittelt, weil Argentinien die Gebühr nicht zahlt. Doch periodisch veröffentlicht das USDA einzelne Daten, darunter auch argentinische. Das USDA hat unlängst Schätzungen für Sojabohne und Mais bekanntgegeben, die über den offiziellen und auch über denen der Getreidebörse liegen, die auf eine Gesamternte von ca 100 Mio. t hindeuten. Es könnte somit ein neuer Rekord werden. 

			Der Preis für Sojabohne ist auf dem Weltmarkt in letzter Zeit zurückgegangen, halt sich jedoch immer noch über u$s 500 pro Tonne. Angesichts einer hohen Welternte wird mit schwächeren Preisen gerechnet. Bei den verschiedenen Getreidarten u.a. Ölsaaten ist die Lage ähnlich. Es ist somit möglich, dass der Gesamtwert der Exporte von Getreide und Ölsaat 2013 schliesslich knapp über 2012 liegt, als Saldo einer gestiegenen Menge und geringerer Preise. Dennoch ist es eine ganz andere Lage als in den 90er Jahren, als Sojabohne zwischen u$s 200 und u$s 250 notierte. 

			Der ständige technologische Fortschritt und die ununterbrochenen Bemühungen, um mehr Effizienz zu erreichen, wirken sehr stark, über die konjunkturellen Faktoren hinaus. Bei der Landwirtschaft hat ein Wandel stattgefunden, der von einer neuen Generation von modernen Unternehmern getragen wurde. Der Anteil an Akademikern an den landwirtschaftlichen Unternehmern ist in Argentinien höher als in den USA. Diese “neuen” Landwirte kümmern sich intensiv um Eingliederung neuer Technologie und Effizienzfortschritte. Auch wurde in den letzten Jahren viel Land verkauft, zu hohen Preisen, was dann den Käufer zu einer guten Bewirtschaftung zwingt, damit das Geschäft aufgeht. Die neue Organisation der Landwirtschaft, mit Pachten (bei denen die Pächter bessere Unternehmer sind), “Pools” (bei denen die Vorteile der Grösse und der Technologie voll einsetzt werden), mit Unternehmen, die die Aussaat und Ernte mit modernen Maschinen (die weniger Brennstoff und Arbeitskraft pro Hektar beanspruchen) für Dritte verrichten, mit neuen Unkraut- und Insektenvertilgungsmitteln, Bodenstudien (die eine genaue Düngung möglich machen) und ständiger Innovation beim Saatgut, wirkt sich kontinuierlich produktionssteigernd aus und gleicht somit zum grossen Teil ungünstige klimatische Umstände und die Wirkung einer irrationalen Landwirtschaftspolitik aus. 

			Es fällt auf, wie wenig sich CK über all dies bewusst ist. Es gibt keine Landwirtschaftspolitik im echten Sinn des Wortes. Sie spricht stets von Industrie, und erwähnt die Landwirtschaft nur am Rande, obwohl sie dieser besonders die gute Konjunktur zu verdanken hat, die sie und ihren Gatten bis vor einem Jahr begleitet haben. Auch freut sich CK, wenn sie technologische Fortschritte erwähnt, ist sich dabei jedoch nicht bewusst, dass die moderne Landwirtschaft eine ständige technologische Herausforderung stellt, wie sie kaum bei industriellen Tätigkeiten besteht. Auch die Vertreter der Landwirtschaft erwähnen dies nicht. Warum? 

			 Der technologische Impuls und die Investitionen

			Argentinien hat einen normalen Wachstumsimpuls, der sich aus der Eingliederung der Fortschritte ergibt, die die technologische Revolution hervorgebracht hat und weiter schafft, was sich besonders auf Informatik bezieht, aber auch auf Biotechnologie u.a. Bereiche. Argentinien verfügt über eine intelligente und allgemein ausreichend ausgebildete Bevölkerung, die diese Technologie leicht aufnimmt. 

			Die Investitionstätigkeit hat sich in den letzten Jahren fortgesetzt, mit einer Investitionsrate von bis zu 23% des BIP, was im historischen Vergleich und auch im internationalen hoch ist, wobei man allerdings China u.a. asiatische Staaten ausschliessen muss, bei denen diese Rate gelegentlich 40% übersteigt. Aber das ist nur unter besonderen politischen Bedingungen möglich, weil es einen starken Konsumverzicht beinhaltet. Bei den neuen Maschinen, die der Wirtschaft eingegliedert werden, muss bemerkt werden, dass sie dank Computertechnologie u.a. Fortschritten viel produktiver sind, also bezogen auf die theoretische Produktion pro Stunde billiger als früher. Die Austauschverhältnisse (Preise der Exportgüter im Verhältnis zu denen der Importgüter) haben sich auch auf diese Weise verbessert. 

			Selbst wenn man berücksichtigt, dass der Staat in den letzten Jahren besonders ineffizient bei seinen Investitionen war, mit viel Vergeudung und viel zu hohen Kosten, sowie falschen Prioritäten, wobei der Anteil des Staates an den gesamten Investitionen zugenommen hat, sollte der Saldo, also die Wirkung der Gesamtinvestitionen auf das BIP-Wachstum, positiv sein. 

			Die relativ hohe Investitionsrate ist in einem Land mit einem sehr beschränkten Kapital- und Kreditmarkt schwer zu begreifen. Die Finanzierung beruht weitgehend auf der Spartätigkeit der Unternehmen, die Gewinne einbehalten und investieren. Auch besteht der Verdacht, dass dabei schwarze Gelder eingesetzt werden, sei es von den Unternehmern selber oder von Dritten, die dabei ihr Geld weisswaschen wollen. Die illegalen Vermögen sind weltweit sehr gross und haben zunehmende Schwierigkeiten, um nicht entdeckt zu werden. Argentinien bietet ihnen die Möglichkeit der Eingliederung in den legalen Kreislauf, weil die Kontrollen geringer sind und die Korruption hoch ist, auch im privaten Bereich. Das beginnt bei den Immobilienpreisen, die bei den Übertragungen angegeben werden, die allgemein weit unter den wirklichen Preisen liegen. Die Differenz wird schwarz gezahlt und stellt eine Weisswaschung dar. Allerdings haben die Verkäufer dann den “schwarzen Peter”, was in vielen Fällen jedoch gelegen kommt, da sie das Geld ins Ausland schaffen und keine Vermögenssteuer darauf zahlen wollen. 

			Schliesslich hängt die lokale Konjunktur immer mehr von der brasilianischen ab. Das ist besonders bei der Kfz-Industrie bemerkbar, die zum grossen Teil den brasilianischen Markt beliefert. Brasilien wächst gegenwärtig langsamer, wobei auch die Integrierung kaum weitergeht, die in vergangenen Jahren auch Wachstumsimpulse geschaffen hat. Binnenhandelssekretär Moreno hat eben den Sinn des internationalen Handelsaustausches und besonders des Mercosur nicht verstanden, bei dem jedes Land den Akzent auf seine effizienteren Bereiche legt, so dass gesamthaft eine höhere Effizienz erreicht wird, die die Wirtschaft anspornt. Doch der Mercosur wurde durch die widerrechtlichen Importhemmungen, die Argentinien verfügt hat (und die brasilianischen Reaktionen), sozusagen eingefroren. 

			Natürliches Wachstum und künstliche Hemmungen

			Argentinien sollte theoretisch kein Problem haben, um ein dauerhaftes BIP-Wachstum zwischen 5% und 8% jährlich zu haben. Die stark fortgeschrittenen Staaten haben zunehmende Schwierigkeiten, um weiter zu wachsen, weil sie ihr Wachstumspotential schon weitgehend ausgenutzt haben. Auf der anderen Seite leiden stark unterentwickelte Schwellenländer unter der Tatsache, dass die Bevölkerung nicht ausreichend ausgebildet ist, um die verfügbare Technologie aufzunehmen. Ausserdem ist die Infrastruktur meistens mangelhaft, und Investitionen werden durch Rechtsunsicherheit erschwert und sogar verhindert. Argentinien befindet sich in der Mitte, und hat alle Voraussetzungen, um zum fortgeschrittenen Land aufzusteigen. Der technologische Fortschritt, den andere Staaten mühsam geschaffen haben, mit einem hohen Forschungsaufwand, wird Argentinien geschenkt, oder auf alle Fälle billig geliefert, und das Land ist menschlich in der Lage, ihn voll einzusetzen. 

			Das Rechtssystem ist als solches in Ordnung, und sollte für ausreichende Rechtsicherheit sorgen, auch wenn Mängel bestehen. Doch diese Regierung verletzt die Rechtsordnung in wesentlichen Aspekten ununterbrochen und schafft somit eine künstliche Rechtsunsicherheit, die nicht sein sollte und ein phänomenales Wachstumhindernis darstellt, wobei besonders grosse Investitionen in kritischen Bereichen verhindert werden. In dieser Hinsicht wird es immer schlimmer, und es entstehen gefährliche Engpässe. Dennoch besteht in Bezug auf Rechtswesen weiter ein haushoher Unterschied gegenüber typisch unterentwickelten Ländern. Die öffentliche Diskussion, die bei der Justizreform entbrannt ist, an der sich Politiker, Juristen, Politologen, Journalisten u.a. beteiligt haben, zeigt, wie tief das Bewusstsein über die Bedeutung der Rechtsordnung in der Gesellschaft verankert ist. Die Regierung hatte zunächst Schwierigkeiten bei der parlamentarischen Verabschiedung der neuen Gesetzesprojekte und musste eine Diskussion zulassen, die nicht sein sollte. 

			Das relativ hohe Wachstum, das normal sein sollte, (das die Kirchners auf ihr “Modell” zurückführen, obwohl dieses eigentlich mehr Hindernisse als Wachstumsimpulse geschaffen hat) wird durch allerlei Störungen gehemmt, für die die Regierung verantwortlich ist. Die Inflation ist gewiss ein Störungsfaktor erster Ordnung, da sie falsche Entscheidungen herbeiführt, gegen die Effizienz wirkt, besonders die Spartätigkeit und die Kapitalbildung stört und die Konjunkur zunächst künstlich anregt und danach bremst. Die Inflation wird auch von zunehmenden sozialen Konflikten begleitet, also mehr Streiks, die zu Produktionsausfällen führen. Im gleichen Sinn wirken sich auch die übertrieben viele Feiertage aus, die diese Regierung eingeführt hat. Für die Regierung ist dies gut so, weil dabei der Inlandstourismus gefördert wird. Die verlorenen Arbeitstage spielen offensichtlich keine Rolle. Auch die jüngsten Überschwemmungen, vor allem in La Plata und Umgebung, haben Produktionsstörungen mit sich gebracht, einmal weil dies auch Einzelhandelsgeschäfte, Werkstätten und Fabriken betroffen hat, dann aber auch, weil viele betroffene Menschen zunächst nicht arbeiten können, weil sie sich um die Wiederherstellung des Normalzustandes in ihrem Heim befassen müssen. 

			Was jedoch eine viel grössere negative Wirkung auf die Wirtschaft hat, ist der zurückgebliebene Wechselkurs, der Exporte verhindert und sich direkt auf die Industrieproduktion und besonders auf die Landwirtschaft in den Randgegenden auswirkt, also Obst, Oliven, Wein, Baumwolle, Holz u.a. Produkte. Auch die Fischerei leidet unter dieser Situation; es wird dieses Jahr viel weniger gefischt. Ebenfalls wirkt sich auch der Umständ störend aus, dass ein Schwarzkurs besteht, der 60% und mehr über dem offiziellen liegt. Der Immobilienbereich wird dadurch stark gehemmt, was sich dann auf zahlreiche Industrien auswirkt, die Baumaterialien erzeugen. Die Lieferungen derselben lagen im März 2013 um 5,9% unter dem Vorjahr. Das ist ein klares Signal. Aber auch sonst wirkt dieser Zustand störend. 

			Der hohe schwarze Wechselkurs schürt auch Abwertungs- und Inflationserwartungen, was sich ebenfalls lähmend auf die wirtschaftliche Tätigkeit auswirkt. Die Regierung hat keine Antwort auf all dies, und die zuständigen hohen Beamten haben, so weit verlautet, unterschiedliche Ansichten über das Thema: angeblich treten einige für die Legalisierung des Schwarzmarktes ein, mit Schaffung eines “Finanzmarktes”, über den dann Tourismus, Kapitalüberweisungen u.a. Devisengeschäfte abgewickelt werden. So etwas hat es schon mehrmals gegeben. Doch vorläufig wiegt unter den hohen Beamten, deren Meinung bei CK von Gewicht ist, die Befürchtung stärker, dass eine stärkere Abwertung die Inflation anheizen würde, was sich dann direkt auf die Lohnverhandlungen auswirkt und die Lohn-Preisspirale in Schwung setzt. Gemäss dieser These soll der Schwarzmarkt mit Moreno-Methoden bekämpft werden, also durch Kontrollen und Verfolgung. Das ist reichlich primitiv. 

			Die Zahlungsbilanz ist strukturell unausgeglichen, was direkt und indirekt eine rezessive Wirkung hat. Das Problem besteht grundsätzlich wegen der hohen und zunehmenden Importe von Gas und Erdölderivaten, und den sinkenden Exporten von Erdöl und vielen industriellen u.a. Produkten. Bei Kfz wird das Kursproblem durch den kompensierten Handel mit Brasilien zum grossen Teil überwunden, da dann der Verlust, der sich bei Exporten ergibt, auf die Importe aufgeladen wird. Aber bei anderen Produkten geht die Rechnung mit dem Export einfach nicht auf, wobei das Problem im Ausmass zunimmt, in dem die Lohnerhöhungen über der Abwertung liegen. Der hohe Schwarzkurs wirkt sich auch negativ auf die Zahlungsbilanz aus, da Einnahmen aus dem Einreisetourismus auf den Schwarzmarkt übergehen und auch sonst Zahlungen auf diesen Markt übertragen werden. Die Regierung begegnet dem Problem mit immer schärferen Kontrollen, die jedoch Schaden anrichten, statt das Problem zu lösen. 

			Was sich auch negativ auf die Wirtschaft auswirkt, ist die starke Zunahme der Staatsquote, wobei der Staat weitgehend unproduktiv ist, besonders wenn es sich um Einstellung von unnötigem Personal handelt. Die staatliche Leistung könnte gesamthaft gemäss privaten Massstäben wohl mit der Hälfte des Personals vollzogen werden. Bei Staatsinvestitionen werden keine rationellen Prioritäten aufgestellt, wobei ohnehin die Kosten unverhältnismässig höher als bei vergleichbaren privaten Investitionen sind, vornehmlich wegen der anormal langen Zeiten, die Staatsinvestitionen beanspruchen. Das stellt eine gigantische Vergeudung dar. Die Wirtschaft verträgt weder die hohe Steuerbelastung, noch die starke monetäre Expansion, die der übermässig gestiegene Staat herbeiführt. 

			Der Konflikt, der gegenwärtig mit den Holdouts besteht, der zu denen mit dem IWF, der Weltbank und dem Pariser Klub hinzukommt, wirkt sich auch lähmend auf die Wirtschaft aus. Die Abschottung gegenüber der Welt hat bisher geringe Folgen gehabt, hat jedoch nach und nach eine zunehmend störende Wirkung auf Auslandsinvestitionen und allerlei internationale Geschäfte. 

			Der viele Sand, den die Regierung in das Getriebe der Wirtschaft gestreut hat, führt schliesslich dazu, dass das Getriebe zunächst stillgelegt und gereinigt werden muss. Sonst funktioniert es eben nicht mehr. Irgendwie muss auch die argentinische Wirtschaft bereinigt werden, damit sie wieder normal funktionieren kann. Die Wirtschaftspolitik muss von Grund auf neu durchdacht werden, denn sie beruht auf falschen Vorstellungen. Die Wirtschaft funktioniert eben nicht so wie es sich die Regierungsmannschaft vorstellt. Ideologie und Realität sind zweierlei. Es geht jetzt nicht um Korrekturen und vereinzelte Massnahmen, sondern um ein neues Gesamtkonzept.

			

		

	